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Vor zwanzig, dreissig Jahren
zeigten zahlreiche Bündner

Dörfer ein ähnliches Bild wie Va-
lendas: In den Dorfkernen fanden
sich zahlreiche alte Gebäude in
schlechtem Zustand, die oft seit
Jahren leer standen. «Inzwischen
hat sich die Situation vielerorts
stark gewandelt, insbesondere der
Tourismus hat vielen bedrohten
Bauten zu neuem Leben verhol-
fen», sagt Marcus Casutt von der
Denkmalpflege Graubünden. 

Geholfen hat aber nicht nur der
Tourismus, sondern oftmals auch
das Bundesamt für Kultur. Doch
das ist nun Schnee von gestern.
Zwar steht der Ausweg aus der Si-
tuation betreffend Türralihuus, En-
gihuus und Grauhuus in Valendas
noch an, mit Hilfe vom Bund kön-
nen aber weder die Gemeinde noch
Valendas Impuls noch der Heimat-
schutz und auch nicht die Denk-
malpflege rechnen. Grund: Der
Bund zahlt ab 2008 bis 2011 kei-
nen Rappen mehr an die Denkmal-
pflege und den Heimatschutz. Da
nützt es wenig, wenn Casutt die
Anstrengungen, die in Valendas für
eine nachhaltige Dorfentwicklung
unternommen werden, als «bei-
spielhaft» bezeichnet.

Rückzug gefährdet 
Finanzierungssystem
Nachdem die Kredite zur Erhal-
tung von schützenswerten Objek-
ten vom Bund bereits um die Hälf-
te gekürzt worden sind, will sich
die Eidgenossenschaft für die
nächsten Jahre vollständig zurück-
ziehen. Ab 2008 soll ein Moratori-
um für neue Gesuche verfügt wer-
den. Dieser Rückzug gefährdet das
bisher erfolgreiche Finanzierungs-

system zwischen Privaten, Ge-
meinden, Kantonen und dem
Bund. Dazu Casutt: «Das Vorgehen
widerspricht der Botschaft des
Bundesrates vom 7. September
2005 zur Neugestaltung des Fi-
nanzausgleichs und der Aufgaben-
teilung zwischen Bund und Kanto-
nen NFA. Gemäss dieser sollen
Heimatschutz und Denkmalpflege
auch nach Einführung der NFA
eine Verbundaufgabe bleiben.»

Bund will Systemwechsel
Bisher hat der Bund in Absprache
mit den Kantonen die gesamt-
schweizerischen Interessen von
Heimatschutz und Denkmalpflege
mitgetragen. Sein finanzieller An-
teil für die Archäologie und die
Massnahmen zur Erhaltung von
schützenswerten Objekten belief
sich im letzten Jahrzehnt auf jähr-
lich 33 Millionen Franken. Der Fi-
nanzierungsmodus wurde 1996 im
Zuge der Eingliederung von Denk-
malpflege und Archäologie in das

Bundesgesetz über den Natur- und
Heimatschutz NH den heutigen
Erfordernissen angepasst und auf
die Kantone abgestimmt. 

Die mit der Unterstützung der
Kantone verbundenen laufenden
Verpflichtungen im Bundesamt für
Kultur BAK betragen rund 75 Mil-
lionen Franken. Dieser Umfang ist
seit langer Zeit konstant, jährlich
wird gleich viel zugesichert wie
ausbezahlt.

Entgegen den bisherigen Aussa-
gen des Bundesrates und der Ver-
waltung will der Bund nun einen
Systemwechsel herbeiführen. So
sollen im Zusammenhang mit der
NFA die für die Beurteilung der
einzelnen Massnahmen bisher er-
forderlichen Kriterien durch «stra-
tegische Programmziele» und die
spezifische Finanzierung der Ob-
jekte durch «globale Finanzhilfen»
abgelöst werden. Diese Umstel-
lung auf Globalbeiträge will der
Bundesrat im Rahmen der Revisi-
on der Verordnung über den Natur-

und Heimatschutz NHV veran-
kern. Ob eine solche Globalisie-
rung inhaltlich überhaupt umge-
setzt werden kann, wird von den
Fachleuten der Denkmalpflege be-
zweifelt.

Abbau aller Verpflichtungen
Offenbar möchte man mit dem
Systemwechsel auch die Weichen-
stellung zum geplanten Kultur-
förderungsgesetz KFG vorneh-
men: Ab 2012 soll die Finanzie-
rung von Heimatschutz und Denk-
malpflege in einem Schwerpunkt-
programm Kulturförderung, der 
so genannten Kulturbotschaft, er-
folgen. Um einen solchen Schritt
zu vollziehen, braucht es den Sys-
temwechsel.

Die Umstellung erfordert den
vollständigen Abbau aller Ver-
pflichtungen im Bereich Heimat-
schutz und Denkmalpflege bis ins
Jahr 2011. «Dazu dient das Mora-
torium im Zeitraum 2008–2011.
Während dieser Periode werden
vom Bund keine neuen Geschäfte
mehr behandelt», so Casutt ent-
täuscht. 

Der gegen alle bisherigen Zu-
sicherungen eingeleitete Rückzug
wird in den nächsten Jahren für pri-
vate und öffentliche Eigentümer
von Baudenkmälern zu Konse-
quenzen führen. Nachdem die er-
folgte Halbierung der Mittel zu
teilweise grösseren Schwierigkei-
ten führte, dürfte die Finanzierung
vieler Objekte ohne den Bund mas-
siv gefährdet sein. Ob das auch für
das Türralihuus gilt, wird sich wei-
sen müssen. Casutt ist überzeugt,
dass das Türralihuus mit dem
Schweizer Heimatschutz einen
starken Partner an seiner Seite hat,
der die nötigen Finanzmittel auch
ohne den Bund auftreiben kann. 

Sicher ist, dass mit schwer-
wiegenden Folgen für die vielfälti-
ge und reichhaltige Baukultur der
Schweiz gerechnet werden muss. 

Mit seinem Vorgehen setzt der
Bund auch kulturpolitisch ein be-
denkliches Zeichen. Er wider-
spricht zudem der Botschaft zur
Neugestaltung des Finanzaus-
gleichs und der Aufgabenteilung
zwischen Bund und Kantonen. Da-
rin schreibt der Bundesrat, dass
Heimatschutz und Denkmalpflege
auch nach 2008 integral eine Ver-
bundaufgabe von Bund und Kanto-
nen bleiben soll.

VA L E N D A S

Kein Geld vom Bund für Türralihuus
Weil der Bund zum Rückzug
aus Heimatschutz und Denk-
malpflege geblasen hat,
muss das Türralihuus in Va-
lendas wohl ohne Geld aus
Bern wieder auf Vorder-
mann gebracht werden. Da-
mit geht zwar ein wichtiger
Batzen verloren, doch mit
dem Schweizer Heimat-
schutz hat das Turralihuus
einen starken Partner an der 
Seite.
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Neue Fassade: So könnte sich das Türralihuus einst von aussen 
präsentieren. (Bild zVg)

 


